
Bundeseozielgerieht

12..3L1.5192

Verkündet am
21‚ Oktober 1965

I m N a m e n d e s V o l k e 3

In dem Rechtsstreit

oooouoooccnonaooooouoooooooeooooooooeoonooonon

Beklagte und Revisionsklägerin,

ocoooooooanocoooooooouocuooooocoooooooouooonco

Klägerin und Revis onsbeklagte,

hat der 12° Sen t des Bundessozialeerichts auf die

’mündliehe Verhandlung vom 21° Oktober 1965 in Berlin

durch

SenatSpräsident R a a e k

— Vorsitzender —‚

.Bundesriehter Dr° K r e b s und
Bundeérichter S c h m i d t h a 1 s ,
Bundegsozialrichter Dro K a i s e r und

Bundessozielriehter■18 k o w r o n e k

für Recht erkannt:

'Auf die Revision der Beklagten werüen die Urteile

des Landessozialgeriehts Berlin vom 300 Oktober

1962 und des Sozialgerichts Berlin vom 50 April 1961

aufgehoben„ Die Klage wird abgewiesen„

Außergeriehtliche Kosten des Verfahrens sind nicht

Zu erstatteno
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Die Klägerin macht als Bezugsbereehtigtc gemäß 5 1288 der

äcichsversicherungsordnung (EVO) den Anspruch ihrer im Laufe

des RevisionsVerfahrens verstorbenen Mutter, der Frau Anne—.

ließe F;;rgrri geb° Sehtxxzx (Frau F.),auf Hinterbliebenen—

rcnte geltendo Die Ehe der Frau F° wurde aus Alleinverschulden

des Ehemannes durch Urteil des Landgerichts (LG) Berlin vom

80 November 1947 geschieden° Nach Verkündung des Scheidungs—

urteils und nach Verzicht auf Rechtsmittel erklärten die Par—

teien einen Vergleich in das Sitzungsprotokoll, wonach der

Ü Ehemann zur Abgeltung seiner Unterhaltspflicht monatlich

.
‘ '

(

! Da_

150,— RM einschließlich des Unterhalts für die beiden Kinder

zahlen sollte, außerdem zur Abgeltung einer Schuld monatlich

50,— RH bis zur Höhe von 5,000,— EMO In der Sitzungsniedcr—

schrift ist vermerkt, die Parteien seien darüber einig, daß

von den 15o,— RM Unterhalt auf jedes Kind 6o,; RM entfalle°

') Einkommen des Ehemanncs betrug damals brutto 500,— EMO\,

Der geschiedene Ehemann ist am 26° Mai 1959 verstorben„ Die

Beklagte lehnte den Antrag der Frau F, auf Hinterbliebenen—

rcnte aus der Rentenversichcrung ihres früheren Ehemannes ab,

weil sie selbst zur Zeit seines Todes einen Verdienst gehabt

hehe, von dem sie ihren Lebensunterhalt habe bestreiten können3

so daß sie nicht unterhaltsbedürftig gewesen sei; der ge—

schiedene Ehemann sei deshalb nicht nach dem Ehegesctz unter—

haltspflichtig geweseno Der im Vergleich vereinbarte Betrag

von 200‚— DM sei auch niemals gezahlt werden, vielmehr hätten

die tatsächlichen Zahlungen nicht einmal den Unterhaltsbeitrsg

Jür die Kinder gedeckt° Es sei daher der Wille der Frau'FQ und

ihres geschiedenen Ehemannes gewesen, sich nicht mehr an den

Vergleich zu halten° Die tatsächlich erfolgten Lahlungen ven
6o,— bzwo 80f9M monatlich seien als Unterhalt für die Kinder

In')

bestenfallbfä echte—Zahlung auf die Schuld von 50000,— RM zu

..5..
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werteno Aber auch wenn man eine Unterhaltsznhlung an Frau F„

annehme, so seien die Zahlungen von Mai 1958 bis Mai 1959

von monatlich 9‚— bis 12, — DM zu niedrig, um als Unterhalt

im Sinne des 9 1265 RVO angesehen werdenzu könneno

nÜf die Klage hin het das Sozialgericht (SG) die Deklagte

verurteilt, der fruheren Klägerin, Frau Fa, ab 1° August

1959 "Geschiedenen—hitwenrente" zu ew hren° Das Landessozial—

gericht (LSG) hat die Berufung der Beklagten zurückgewieseno

Zur Begründung hat es insbesondere ausgeführt: Eine Unter—

halte pil ieht des geschiedenen Ehemannes ergebe sich nicht aus

dem Lhegesetz, weil Frau F° ein höheres Einko men als ihr ge—

schiedencr Ehemann gehabt habe° Eine Unterhalts pflicht lasse
sich auch nicht aus dem Vergleich von 1947 herleiten, weil

dieser nach der h*hrun„ 3reform keinen vollstreckbaren Titel

mehr darstelleo Jedoch habe der Verstorbene laufend, insbe—

sondere im letzten Jahr vor seinem Tode, Unterhalt geleistet°
Die Schuld von ursp"unglich 5 ooo,— RM : 500,— DM sei bis zum
Jahre 1958 getil t gewesena Deshalb seien die Zahlungen von
1958 und 1959 nach dem Willen des Zahlenden nur noch Unter—

haltsbeiträge für die frühere Ehefrau und die Kinder gewesen°
Die Aufschlhseelung dieser Beträge müsse nach dem Vergleich vor—

genommen werden, da keine abweichenden späteren Vereinbarungen

fcstzustel en seie n„ Danach habe die verstorbene Freu FC im

Jahre 1958 monatlich 12,— llu und im Jahre19 9 monatlich 18‚— DM

Unterhn lts ?eiträge erhalten° Diese Beiträge allein hätten in

keinem Fall zu ihrem Unterhalt susgereicht„ Jedoch überstiegcn

diese Beträge den in der Rechtsprechung des Bundesso ::ialgerichts
(BSG) nicht mehr als Unterhalt angesehenen Betrag von monatlich

59— DMO Darüber hinaus sei es aber grundsä zlich nicht mögiich,

aus den uortlsut des 9 1265 EVO oder aus dem Tesen einer laufen—

den Unterheltsleistung einen Mindestbetrüg festzusetzen, unterhalb

Vdessen die tatsächliche Leistung keinen Unterhaltsbeit*ag mehr
darstelle° Revision v.urde zugela seen°

”ie Beklagte hat gegen das Urteil Revision eingelegt°

} :» ‘ “ —4‚—
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Sie trägt vor, der Verstorbene habe an Frau FO im letzten

Jahr vor seinem Tode keinen Unterhalt mehr geleistet, wie

es @ 1265_RVO verlange° Er habe in dem maßgebenden Zeitraum

monatlich 383,81 DM brutto verdient, während das Einkommen

der Frau F, monatlich 420,— DM betragen habe, Da sich das
Einkommen des Versicherten gegenüber dem Jahre 1947

(500,— RM brutto) erheblich verringert habe, müsse unter—
stellt werden, daß er sich der Frau E, gegenüber nicht mehr

für unterhaltspfliehtig gehalten habe, und demzufolge

könnten die gerin en Zahlungen nur als Unterhalt für die

(inder gewertet werden, Selbst wenn man aber die Auffassung

vertreten.wollte, die Zahlungen von etwa 12,— DM,bzw° 16,—

bis 18,4 DM monatlich seien für Frau F, bestimmt gewesen,

so könnten sie nicht als Unterhalt gelten, weil sie im Ver—

hältnis zu dem eigenen Einkommen der Frau F° zu geringfügig

gewegen seien, Da die "Geschiedenen—Witwenrente" den durch

den Tod des Versicherten weggefallenen Unterhalt ersetZen

solle, stehe es dem Zweck des © 1265 RVO entgegen, derart

geringfügige Zahlungen als Unterhalt an2useben° Durch den

Tod sei nur eine unwesentliehe Änderung der finanziellen

Verhältnisse eingetreten° ' ll

Die Beklagte beantragt,

die Urteile des LSG Berlin vom 30, Oktober 1962

und des SG Berlin vom 50 April 1961 aufzuheben

und die Klage abzuweisen,

hilfsweise,

die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückzuverweiseno

Die Klägerin erklärt den Rechtsstreit bezüglich der Beträge,

die nach dem Todestag der Frau F° fällig werden, in der
Hauptsache für erledigt und beantragt im übrigen sinngemäß,

die Revision zurückzuweisen°
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Die nach 5 162 Abs„ 1 Nr° 1 des Sozialgerichtsgesctzes - SGG —
statthsfte Revision ist zulässig und begründet° .

Nach @ 1265 RVG wird einer früheren Ehefrau des Versicherten,

deren Ehe geschieden ist, nach dem Tode des Versicherten Rente

gewährt, wenn ihr der Versicherte zur Zeit seines Todes Unter—

halt nach den Vorschriften des Ehegesetzes (EheG) oder aus
sonäigen Gründen zu leisten hatte oder wenn er im letzten Jahr

vor seinem Tode Unterhalt geleistet hat„ Keine dieser Voraus—

setzungen ist jedoch im vorliegenden Falle erfüllte

.Wie das LSG ohne Rechtsirjtum angenommen hat, hatte der Ver—

sicherte, der verstorbene Ehemann der früheren Kläscrin, dieser

zur Zeit seines Todes nach den Vorschriften des EheG° keinen

Unterhalt zu leisten, wie sich aus den beiderseitigen Einkommens—

vcrhältnisscn ergibt°
'

V
’- ’‚.*

Der Versicherte hutte auch nicht aus einem sonstigen Grunde Unter—

halt zu „eisteno A s ein solcher Grund Lönnte der Vergleich vom
November 1947 in Frage kommen, auch wenn dieser kein Erozeßver—

gleich im binne des % 794 Abs„ 1 Nro 7 der Zivilprozeßordnung

(ZPO) wäre, weil er nicht einen noch anhängigen Rechtsstreit
beigelegt hat, wie es diese Vorschrift verlangt; denn durch den

Eintritt der Rechtskraft des Scheidungsurteils war nicht nur
das Scheidungsverfahren endgültig abgeschlossen, sondern auch

die Einleitung eines Verfahrens nach @ 627 b ZPO:USg0schlosscn
(Bäumbaeh/Lautcrbsch, ZPO, 28, Aufi„ @794 Anne 2 A; BGHZ 15,

195)° Jedoch kann die Rechtsnatur dieses Vergleichs offen

bleiben„ Wenn man ihn als einen Vollstreckungstitel ansehen

wollte, so wäre er, da er aus der Zeit vor der Währungsreform

stammt und nicht auf Deutsche Mark umgestellt ist, nur in

Höhe von 3‚— Dit?Vollstreckbar (150‚— RM abzüglich 120,——nm für
die Kinder = 30‚— RM : 3,— DM)„ Ein solcher Betrag stellt aber
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_
keine Unterhaltsl@istung im Sinne des 5 1265 RVO der, weil er

zu geringfügig ist (BSG vom 270 Oktober 1964, SozR RVO

@ 1265 Nr, 26), Wäre eine Umstellung auf 50,— DM vorgenommen
mordén, so hätte dennoch kein"sonstiger Grund" im Sinne des
5 1265 RVO vorgelegen° Der verstorbene Versicherte wäre näm—

lich berechtigt gewesen, eine Klage nach 5 525 oder 5 767

ZPO zu erheben, weil er wegen Änderung seiner Verhältnisse
(Verringerung seines eigenen Einkommens, Erhöhung des Ein—

kommens der Klägerin) nicht mehr unterhaltspflichtig gewesen
wäre (vgl° BSG,Beschluß des Urroßen3enats

vom 270 Juni 1965,

_
SozR EVO, @ 1265 Nr, 17), Wenn man schließlich den Vergleich

nur als eine Unterhaltsvereinbarung ■er Beteiligten, nicht

aber als einen Vollstreckungstitel im Sinne des @ 794 Abs, 1

' -Nr° 1 ZPO ansieht, so könnten daraus gleichfalls keine An—

sprüche auf Hinterbliebenenrente hergeleitet werden, Denn

diese Vereinbarung war zu einer Zeit geschlossen werden, als

‘der Versicherte ein höheres Einkormen-als zur Zeit seines

. Todes hatte, während andererseits zur Zeit des Todes die
' frühere Klägerin höhere Einkünfte als der Versicherte bezog,

Der Versicherte hätte daher gegen■ber einem Anspruch aus der

_-Uereirberung mit Erfolg den Wegfall der Geschäftsgrundla$e

_
und damit den Wegfall seiner Verpflichtungen auf Unterhalts—
zahlung geltend machen können, Damit scheidet der Vergleich

in jeder Hinsicht als ein sonstiger Grund im Sinne des 5 1265

EVO auso '

schließlich läßt sich aber auch entgegender Ansicht des LSG
ein AnSpruch auf Hinterbliebenenrente nicht damit begründen,

der Verstorbene habe im letzten Jahr vor seinem Tode Unterhalt

geleistet, Nach den Feststellungen des LSG hat der Versicherte,

wenn man seine onatlichen Zahlungen von 60,— DM im Jahre 1958

und 80,— DM im Jahre 1959 nach der Sehlüsselung des Verghiehs

aufteilt (80 % für die Kinder, 20 % für die gesehiedene Ehe—

frau), im Jahre 1958 monatlich 12,— M und 1959 monatlich 18,—
DM an die frühere Klägerin gezahlt° Ein solcher geringfügiger

..7_
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Betrag ist aber keine Unterhaltsleistung im Sinne des 5 1265 RVO„

Wie des BSG in seinem Urteil vom 270 Oktober 1964 (SozR EVO 5 1265
Nr„ 26) ausgeführt hat, genügt ein Anspruch auf eine monatliche

Zahlung von 10,— Di nicht? um eine Hinterbliebenenrente nach @ 1265

RVO auszulösen, es werden vielmehr in der Regel etwa 25 V„H„ des

zeitlich und örtlich notwendigen Mindestbedarfs eines Unterhaltsbe—

rechtigten zu fordern sein„ Die genannten Zahlungen des Versicherten

erreichtenjedoeh bei weitem nicht diesen Betrag„

An diesem Ergebnis ändert auch nichts der durch frto 1 S 1 Nr„ 27

des Rentenversicherungs■nderungsgesetzes dem @ 1265 EVO angefügte

Satz 20 Aus dieser neuen Vorschrift könnte ein Anspruch auf Hinter—

bliebenenrente erst für die Zeit vom 19 Juli 1965 an hergeleitet

werden (Art„ 5 5 10 Abs° 1 Buchstabe c des Rentenversieherungs—

Änderungsgesetzes), das heißt für eine Zeit, welche die schon am
27° Dezember 1965 verstorbene frühere Klägerin nicht mehr erlebt

hat()

Weil SOnit der früheren Klägerin kein Anspruch auf Rente nach

5 1265 EVO zusteht, müssen die Urteile des LSG und des SG aufge-
hoben und die Klage abgewiesen werden°

Die Kostenentscheidung ergeht nach 5 193 SGG„
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